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(5) Listenmandat
Abgeordnete, die über die Landesliste

ihrer Partei in den Bundestag eingezogen

sind, nennt man „Listenabgeordnete“.

Sie sind keineswegs zweitrangig und ver-

fügen über die gleichen Rechte wie ihre

direkt gewählten Kollegen. Vor allem

kleinere Parteien können zumeist ihre Ab-

geordneten nur über die Landeslisten ins

Parlament schicken. Häufig betreuen die

Listenabgeordneten auch einen oder

mehrere Wahlkreise.

(6) Überhangmandat
Überhangmandate kommen dann zu

Stande, wenn eine Partei in einem Bun-

desland mehr Direktmandate erringt, als

ihr nach ihrem Anteil an Zweitstimmen

dort zustehen würden. Zum Beispiel:

W enn einer Partei in einem Bundesland

nach ihrem Anteil an Zweitstimmen 15

Mandate zustehen, sie aber mit den Erst-

stimmen in 17 Wahlkreisen ihre Kandi-

daten durchbringt, dann erhält sie zwei

Überhangmandate. Denn einem direkt

gewählten Abgeordneten kann man das

Mandat nicht wieder wegnehmen. 

(7) Wahlkreis
Damit das Verfassungsgebot der „glei-

chen“ Wahl eingehalten wird und alle

Stimmen gleich viel Gewicht haben, ist

das Bundesgebiet in 299 Wahlkreise

eingeteilt, in denen stets annähernd gleich

viel Wahlberechtigte wohnen. Das sind

jeweils rund 200.000, wobei gewisse

Abweichungen nach oben und unten

möglich sind. Faktisch gibt es aber zwi-

schen den Wahlkreisen erhebliche Unter-

schiede, die sich auch in der Betreuung

durch die Abgeordneten niederschlagen:

Ein Flächenwahlkreis mit großer Aus-

dehnung erfordert allein zeitlich mehr

Fahr- und Organisationsaufwand als ein

auf wenige Kilometer beschränkter

Großstadtwahlkreis. 

W eil die Abgeordneten als Einzel-
personen wenig erreichen würden,
schließen sie sich analog ihrer Partei-
zugehörigkeit in Fraktionen zusam-
men, ohne die der Bundestag weit-
gehend handlungsunfähig wäre, weil
er in Hunderte von Einzelinteressen
zerfiele. In der modernen, vernetzten
Gesellschaft ist die Arbeit im Parla-
ment äußerst umfangreich und
höchst spezialisiert geworden. Ohne
die Klammer der Fraktionen, die
zwischen Parlament und Parteien,
zwischen Staatswillensbildung und
gesellschaftlicher Willensbildung han-
deln und die Arbeit im Bundestag
ordnen, würde das Parlament kaum
seinen vielfältigen Aufgaben gerecht
werden. Die starke Stellung der Frak-
tionen wird auch dadurch sichtbar,
dass sie über bestimmte parlamenta-
rische Rechte verfügen – etwa Aktuel-
le Stunden, öffentliche Anhörungen,
Große Anfragen oder die Einrichtung
von Enquete-Kommissionen durchzu-
setzen. 
W elche Rolle der Abgeordnete in

seiner Fraktion spielt, hängt von ver-
schiedenen Faktoren ab: ob er ein
Neuling ist oder schon über lange
parlamentarische Erfahrung verfügt;
auf welchem Gebiet er ein Fachmann
ist; wie hoch er in der fraktionsinter-
nen Hierarchie aufgestiegen ist und
natürlich von seiner eigenen Persön-
lichkeit. Auch wenn alle Abgeordne-
ten formal gleich sind – in der Praxis

kann eine Rolle spielen, ob er ein Di-
rektmandat (4) erreicht hat oder
„nur“ über ein Listenmandat (5)
oder Überhangmandat (6) in den
Bundestag gekommen ist. Die direkte
Zustimmung im heimischen W ahl-
kreis (7) gibt dem Parlamentarier
eine eigene Legitimation und ein zu-
sätzliches Gewicht. 
W eil im modernen Parlament die

Fraktionen und ihre Untergliederun-
gen zu entscheidenden Faktoren
wurden, sind dem einzelnen Abge-
ordneten nur noch wenig Rechte ge-
blieben. Nach der Geschäftsordnung
des Bundestages darf er Änderungs-
anträge in zweiter Beratung zu Ge-
setzentwürfen einbringen, mündliche
oder schriftliche Fragen an die Regie-
rung stellen, sich an Aussprachen und
Abstimmungen beteiligen, Erklärun-
gen zur Aussprache und Abstimmung
abgeben, alle Akten einsehen, die sich
in der Verwaltung des Bundestages
befinden. In der Parlamentspraxis
werden diese Befugnisse durch die
Fraktion ausgeübt. Dies gilt insbeson-
dere für das Rederecht in Debatten,
deren Abläufe in hohem Maße von
den Fraktionen geregelt werden: Wel-
cher Abgeordnete zu welchem The-
ma reden darf, wird meist vorher in
den Arbeitsgruppen der Fraktionen
bestimmt.
Dennoch ist der einzelne Abgeord-

nete nicht machtlos. Seine Persönlich-
keit, sein Selbstbewusstsein und sein

taktisches Geschick können ihm Ein-
fluss verleihen. Seine Wirkung entfaltet
er bei der Willensbildung in seiner
Fraktion und in den Gremien des Par-
laments, vor allem in den Fachaus-
schüssen, wo die eigentliche Geset-
zesarbeit stattfindet. Häufig sind die
Abgeordneten hier Spezialisten, auf
deren Sachkompetenz und Urteil die
Fraktion angewiesen ist. Und natürlich
wirkt jeder Abgeordnete am Schluss
im Plenum durch seine Stimmabga-
be. Besonders bei knappen Mehr-
heitsverhältnissen kommt es bekannt-
lich auf jede Stimme an. Das verleiht
Macht und Einfluss. Ist der Abgeord-
nete zudem ein guter Redner, kann er
auch in den großen Plenardebatten
auf sich aufmerksam machen. Deshalb
gilt: Zwar unterliegen die Bundes-
tagsabgeordneten vielen Sach- und
Fraktionszwängen – innerhalb dieser
Grenzen aber bestimmen sie selbst
ihre Rolle. Niemand ist zum „Hinter-
bänkler“ verurteilt.
Selbst einzelne Abgeordnete, die

keiner Fraktion angehören, haben
eine Reihe von Rechten, die ihnen
keine Mehrheit – und sei sie noch so
groß – nehmen kann. Sie können in
Plenardebatten beispielsweise Ge-
schäftsordnungsanträge stellen und
begründen, eine Erklärung nach
Schluss der Debatte abgeben oder
ihre Position zu Abstimmungen am
Ende einer Debatte kurz darstellen.
Sie können mündliche und schriftli-

che Anfragen an die Bundesregierung
stellen, in so genannten „Erweiterten 
öffentlichen Ausschussberatungen“
das Wort verlangen und Anträge stel-
len und in Ausschüssen, in denen sie
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nicht Mitglied sind, Änderungsanträ-
ge an den federführenden Ausschuss
stellen und insoweit mit beratender
Stimme an der Sitzung des Ausschus-
ses teilnehmen.
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